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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Polizei

Polizeigewalt zu verhindern, sei ein berechtigtes Anliegen, man sei damit aber über das
Ziel hinausgeschossen, konstatierte Nationalrätin Céline Amaudruz (svp, GE) in der
Begründung ihrer Ende 2021 eingereichten parlamentarischen Initiative. «Wir haben ein
System geschaffen, das die Polizeiangehörigen völlig demotiviert», so die Initiantin:
Aufgrund der drohenden disziplinarischen und rechtlichen Probleme bei einem
gewaltsamen Eingreifen sei es für Polizistinnen und Polizisten die einfachste Lösung,
einfach nichts zu tun. Mit der parlamentarischen Initiative forderte sie daher, die
Vermutung der Notwehr und des Notstands bei der Dienstausübung von
Polizeiangehörigen rechtlich zu verankern. Amaudruz äusserte die Hoffnung, dass
Angreiferinnen und Angreifer unter diesen neuen Voraussetzungen zurückhaltender
agierten. Im Herbst 2022 prüfte die RK-NR die Initiative vor und kam mehrheitlich zum
Schluss, dass diese weder die Zahl noch die Dauer der Strafverfahren gegen
Polizeiangehörige vermindern würde. Ausserdem existiere das Konzept der Vermutung
in der schweizerischen Strafprozessordnung nicht, weshalb die Initiative abzulehnen
sei. Eine Minderheit Addor (svp, VS) unterstützte die Initiative, unterlag damit aber im
Rat. Mit 118 zu 68 Stimmen bei 4 Enthaltungen gab der Nationalrat der Initiative in der
Wintersession 2022 keine Folge. Das Anliegen war damit erledigt. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.12.2022
KARIN FRICK

1) AB NR, 2022, S. 2408 ff.; Bericht RK-NR vom 21.10.22
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